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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Mursch (Soitau-Harburg), Dr. Wörner, 
Dr. Kiepsch, Dr Jahn (Braunschweig), Dr. Schwerer und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/5725 - 

betr. Wohnungsfürsorge für Soidaten 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau -WII6-R09-2 - hat mit Schreiben vom 9. September 
1976 die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 

Die Kleine Anfrage enthält eine Vielzahl von Fragen, die aus 
den vorhandenen statistischen Unterlagen, die auf die gege- 
benen Bedürfnisse ausgerichtet sind, nicht in allen Punkten in 
der zur Verfügung stehenden Zeit und mit angemessenem Auf- 
wand beantwortet werden können. 


1. Wie viele Soldaten wohnen zur Zeit (oder zu einem kurz 
zurückliegenden Zeitpunkt, zu dem entsprechende Angaben 
möglich sind) in Bundesdarlehenswohnungen, in Eigenheimen 
oder frei ermieteten Wohnungen? 

Der Bund fördert im Rahmen des Wohnungsbaues für Bundes- 
bedienstete auch Wohnraum für Bedienstete im Verteidigungs- 
bereich, d. h. für Soldaten (ausgenommen Wehrpflichtige) und 
für Zivilbedienstete. Außer diesen Wohnungen, die dem Be- 
setzungsrecht des Bundes unterliegen, stehen für diese Zwecke 
u. a. auch noch bundeseigene Wohnungen bereit. 

Von den am 31. Dezember 1975 insgesamt für Bundesbedien- 
stete zur Verfügung stehenden rd. 262 900 Wohnungen waren 
am 30. April 1976 

77 600 Wohnungen von militärischem Personal 
48 600 Wohnungen von zivilem Personal 
belegt. In der Gesamtzahl von 126 200 Wohnungen sind 23 000 
Eigentumsmaßnahmen enthalten, deren Eigentümer Bedienstete 
im Verteidigungsbereich sind. Nicht enthalten sind darin die 
Wohnungen, die von Bediensteten im Ruhestand bewohnt wer- 
den. 

Eine weitere Aufschlüsselung der Zahlen i. S. der Anfrage ist 
anhand des vorhandenen statistischen Materials nicht möglich. 
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Abgesehen davon, daß statistisches Material i. S. der Frage zur 
ordnungsgemäßen Erfüllung der Aufgabe, den Wohnraumbe- 
darf der Bundesbediensteten zu decken, nicht für erforderlich 
gehalten wird, kommt es doch in erster Linie darauf an, daß 
dieser Wohnraum zur Verfügung steht und nicht darauf, in 
wessen Eigentum die Wohnungen stehen. 

Desgleichen liegen keine Angaben darüber vor, wie viele Bun- 
desbedienstete im Verteidigungsbereich Wohnungen des freien 
Marktes gemietet haben. 

Es steht jedem Bediensteten frei, für sich und seine Familie 
die günstigste Form dieser Wohnraumversorgung zu wählen. 
Daher kann es nicht Aufgabe von Bundesdienststellen sein, die 
Art der Wohnraumversorgung eines jeden Bediensteten lau- 
fend zu überwachen. 


2. Wie viele Bundesdarlehenswohnungen haben in den einzelnen 
Jahren seit 1972 - und wie lange ~ leer gestanden? 

Aus dem vorhandenen statistischen Material, das sich auf die 
Auswertung wesentlicher Fragen beschränkt, lassen sich Folge- 
rungen zur Beantwortung dieser Fragen nicht ziehen. 

Aufgrund der Personalfluktuation im Bereich der Bundesver- 
waltung und des häufig damit verbundenen Wohnungswechsels 
entstehen Zeiträume von unterschiedlicher Dauer, in denen 
Wohnungen zwangsläufig nicht vermietet sein können. Sofern 
diese Wohnungen alsbald wieder zur Nachbesetzung benötigt 
werden, wäre es untunlich, sie nicht freizuhalten. Besteht ein 
Bedarf nach Auszug des bisherigen Mieters nicht mehr, werden 
die Wohnungen dem Bauherrn - zunädist zur einmaligen an- 
derweitigen Nachbesetzung mit Dritten - überlassen. 

Eine Notwendigkeit, laufend Übersichten über die Anzahl leer- 
stehender Wohnungen und über die Dauer des Leerstehens zu 
führen, besteht nicht. Das schließt nicht aus, daß aus bestimmten 
Anlässen an einzelnen Dienstorten gezielte Erhebungen ange- 
stellt und ausgewertet worden sind. Dieses Verfahren wird bei- 
behalten. 

Für den Verteidigungsbereich kann die Zahl der Wohnungen 
/genannt werden, für die keine Bewerber aus dem Kreise seiner 
Bediensteten als Mieter benannt werden konnten, bzw. die zum 


Stichtag 

wurden: 

leerstanden, weil sie 

instandgesetzt (modernisiert) 

Stand: 

Bewer- 

in der In- 

Jahres- 

bermangel 

stand- 

ende 

für 

setzung 

1973 

312 

78 

1974 

195 

372 

1975 

251 

84 


Diese Zahlen, die nur eine begrenzte Aussagekraft haben, weil 
sie lediglich den Stand an einem bestimmtem Stichtag wider- 
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geben, der sich aber schon in den folgenden Wochen laufend 
ändern kann, können nicht danach aufgeschlüssel werden, in 
wessen Eigentum die Wohnungen stehen. 


3. Wie viele Bundesdarlehenswohnungen sind seit 1972 jährlich 
zur freien Vermietung an die Bauträger zurückgegeben worden? 

Der Bundesregierung liegen noch keine Unterlagen darüber vor, 
wie viele der mit Bundesmitteln insgesamt geförderten Woh- 
nungen den Bauherren zur freien Verfügung überlassen worden 
sind, weil für sie Bundesbedienstete als Mieter nicht benannt 
werden konnten. 

Bekannt ist z. Z. lediglich die Zahl der Wohnungen, die ur- 
sprünglich von Bediensteten im Verteidigungsbereich bewohnt 
waren, für die aber nach Auszug keine Bediensteten aus diesem 
Bereich als Mieter benannt werden konnten. 

1972: 700 Wohnungen 

1973: 2500 Wohnungen 

1974: 2000 Wohnungen 

1975: 2500 Wohnungen. 

Auch in diesem Falle ist eine weitere Aufschlüsselung danach, 
wer Eigentümer der Wohnungen ist, nicht möglich. 


4. Verfügt die Bundesregierung über Unterlagen darüber, wie 
häufig in Bundesdarlehenswohnungen die Mieter gewechselt 
haben und ob die Veränderungen durch Zuzug oder Wegzug 
innerhalb oder von bzw. nach außerhalb des Standortes er- 
folgten? 

Diesbezügliche Unterlagen liegen der Bundesregierung nicht 
vor. 


5. Wie hoch war 1972 die Zahl der nicht verkauften Eigenheime, 
wie viele wurden seitdem jährlich gebaut und wie viele an 
Soldaten verkauft? 

Der Bund gewährt seinen Bediensteten nach Maßgabe der Fami- 
lienheimrichtlinien Förderungsmittel zur Errichtung und zum 
Erwerb von Wohnungseigentum. Im einzelnen wurden geför- 
dert: 

1972: 5148 Eigentumsmaßnahmen 

1973: 5265 Eigentumsmaßnahmen 

1974: 3953 Eigentumsmaßnahmen 

1975: 4333 Eigentumsmaßnahmen 

Das vorhandene statistische Material, das auch die geförderten 
Kaufeigenheime i. S. von § 9 Abs. 2 des II. WoBauG enthält, 
läßt eine Aufschlüsselung danach, im welchem Umfange Bundes- 
bedienstete geförderte Eigentumsmaßnahmen verkauft oder 
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Eigentumsmaßnahmen anderer Bundesbediensteter bzw. Kauf- 
eigenheime i. S. von § 9 Abs. 2 des II. WoBauG gekauft haben, 
nicht zu. 


6, Kann die Bundesregierung Angaben über die Versetzungs- 
häufigkeit in den einzelnen Dienstgraden und Waffengattungen 
sowie über die Häufigkeit des Wohnungswechsels der Soldaten 
im Laufe ihrer Dienstzeit machen? 


Die Bundesregierung ist aufgrund des Datenbestandes und der 
Abfragemöglichkeiten der DV-Anlagen nicht in der Lage, Aus- 
kunft darüber zu geben, wie oft Soldaten in den einzelnen 
Dienstgraden und Waffengattungen im Laufe ihrer Dienstzeit 
versetzt worden sind bzw. ihre Wohnung gewechselt haben. 
Dagegen ist sie in der Lage, Angaben über die Versetzungs- 
häufigkeit/mittlere Verwendungsdauer in Monaten - aufge- 
schlüsselt nach Dienstgradgruppen und Teilstreitkräften (nicht 
Waffengattungen) - zu machen. 


Die mittlere Verwendungsdauer (in Monaten) betrug: 
— bei Offizieren ohne SanOffz und BFD 


Bw/TSK 

Jahr 

Offz. 

insgesamt 

Gen 

STO 

H 

01/L 


1968 

44,6 

37,0 

67,2 

43,0 

32,3 


1969 

35,0 

55,5 

48,2 

35,7 

25,6 


1970 

32,7 

41,1 

39,5 

32,6 

27,2 

Heer 

1971 

33,0 

41,5 

41,0 

37,1 

24,4 

1972 

34,6 


44,6 

37,8 

26,5 


1973 

39,3 

43,7 

47,5 

45,3 

31,7 


1974 

40,1 

37,7 

46,2 

46,6 

35,6 


1975 

38,4 

67,2 

43,1 

44,4 

33,2 


1968 

34,9 

30,8 

47,5 

36,5 

25,7 


1969 

36,0 

28,4 

49,3 

39,0 

26,1 


1970 

30,4 

41,6 

30,7 

35,8 

26,5 

Luftwaffe 

1971 

35,8 

24,7 

37,4 

40,3 

32,5 

1972 

43,9 


48,1 

48,0 

40,2 


1973 

42,9 

41,1 

41,7 

53,2 

39,7 


1974 

45,2 

27,8 

43,0 

49,6 

45,2 


1975 

44,8 

47,2 

45,0 

50,2 

42,1 


1968 

28,9 

26,8 

38,3 

23,8 

25,7 


1969 

28,2 

64,8 

34,3 

23,6 

26,2 


1970 

29,0 

33,6 

31,8 

26,9 

28,5 

Marine 

1971 

30,4 

62,4 

38,4 

31,8 

24,2 

1972 

32,5 


44,2 

33,2 

25,7 


1973 

36,8 

36,0 

45,0 

37,6 

31,4 


1974 

29,2 

41,3 

31,0 

29,7 

27,0 


1975 

37,6 

53,2 

46,0 

43,6 

29,6 
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— bei Unteroffizieren einschließlich wehrpflichtiger Unteroffi- 
ziere, ohne BFD 


Bw/TSK 

Jahr 

Uffz. 

insg. 

Uffz. 
m. P. 

Uffz. 

O.P. 


1969 

74,7 

85,6 

65,2 


1970 

49,9 

61,3 

42,2 


1971 

40,0 

43,1 

37,4 

Heer 

1972 

48,4 

51,1 

46,4 


1973 

52,2 

58,8 

50,1 


1974 

46,8 

41,7 

51,2 


1975 

70,4 

69,5 

79,2 


1969 

51,3 

52,5 

49,7 


1970 

35,8 

34,4 

37,6 


1971 

36,0 

34,7 

37,6 

Luftwaffe 

1972 

50,0 

45,9 

55,6 


1973 

47,4 

52,4 

42,9 


1974 

51,6 

51,3 

51,9 


1975 

61,1 

63,7 

58,8 


1969 

27,5 

36,7 

22,8 


1970 

28,0 

38,7 

18,8 


1971 

26,9 

35,4 

22,4 

Marine 

1972 

23,9 

36,8 

18,7 


1973 

20,9 

35,7 

20,6 


1974 

24,6 

30,8 

21,7 


1975 

25,1 

32,6 

21,7 


7. Ist die Bundesregierung bereit, die bei der Wohnungsfürsorge 
in der Bundeswehr, ihrem System und ihren Verfahren in 
letzter Zeit immer stärker in Erscheinung tretenden besonderen 
Probleme - vor allem bei Soldaten in den Einsatzverbänden 
mit größerer Umzugshäufigkeit - grundsätzlich und umfassend 
untersuchen zu lassen und dafür eine Kommission einzusetzen, 
der auch Vertreter der Dienstgradgruppen, ausgewählter Stand- 
orte und des Bundeswehrverbandes angehören? 

In den meisten Dienstorten stehen in ausreichendem Maße 
zweckgebundene Wohnungen zur Verfügung. Außerdem bietet 
der freie Wohnungsmarkt - insbesondere in kleinen und mittle- 
ren Orten - genügend geeignete Wohnungen an. 

Zudem regeln die Wohnungsvergaberichtlinien des BMVg 
(i. d. F. V. 20. August 1974) das Verfahren bei Vergabe von 
zweckgebundenen Wohnungen an Bedienstete im Verteidi- 
gungsbereich. In diesem Verfahren werden die Interessen der 
Bewerber um Wohnraum auch durch die Beteiligung der Ver- 
trauensleute und Personalräte hinreichend gewahrt. 

Es ist daher nicht ersichtlich, welche besonderen Probleme im 
Bereich der Wohnungsbauförderung für Bundesbedienstete z. Z. 
eine Untersuchung durch eine Kommission rechtfertigen könn- 
ten. 

Die Bundesregierung sieht daher keinen Anlaß für die Einset- 
zung einer solchen Kommission. 



